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Der Bundesminister für Verkehr 

A 7 - Nos 35 - 4032 Vma 


Bonn, den 1. Februar 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Sonderregelungen für den Güternahverkehr in wirt- 

schaftlich schwachen und verkehrsmäßig ungünstig 
gelegenen Gebieten 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 22. April 1959 
— Umdrucke 249, 250, Drucksachen 562, 945 — 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 69. Sitzung am 22. April 1959, 
entsprechend den Umdrucken 249 und 250, folgende Ent- 
schließung angenommen: 

„1. Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, ob nicht 
in wirtschaftlich schwachen und verkehrsmäßig ungün^ 
stig gelegenen Gebieten Sonderregelungen für den 
Güternahverkehr getroffen werden können. 

2. Die Bundesregierung hat den Deutschen Bundestag 
bis zum 1. Dezember 1959 über das Ergebnis ihrer 
Prüfung zu unterrichten." 

Die Frist vom 1. Dezember 1959 ist auf meinen Antrag bis zum 
1. Februar 1960 verlängert worden. 

Ich erlaube mir, Ihnen hiermit meinen Bericht zu übermitteln, 
zu dem die Herren Bundesminister für Wirtschaft und Bundes- 
minister der Finanzen ihre grundsätzliche Zustimmung ge- 
geben haben. 


Seebohm 


DrudK: Bucbdrudcerel Peter Meier, Bulsdorl/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg. Goethestraße 54. Telefon 35 5i 
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Anlage 


Bericht zur Entschließung des Deutschen Bundestages vom 22. April 1959 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 69. Sitzung 
am 22. April 1959 entspredrend den Umdrucken 249 
und 250 folgende Entsdiließung angenommen ! 

„Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob nidit in wirtschaftlich schwachen und ver- 
kehrsmäßig ungünstig gelegenen Gebieten 
Sonderregelungen für den Güternahverkehr 
getroffen werden können." 

Aus der Erörterung, die der Entsdiließung voraus- 
ging, ergibt sich, daß unter „Güternahverkehr" 
sowohl der gewerblidie Güternahverkehr als audi 
der Werknahverkehr zu verstehen ist. 

II . 

Zum Verständnis der Begriffe werden folgende 
Erläuterungen vorausgesdiickt : 

1. Wie sdion das Güterfernverkehrsgesetz vom 
26. Juni 1935 (RGBl. I S. 788) untersdieidet audi 
das Güterkraftverkehrsgesetz vom 17. Oktober 
1952 (BGBl. I S. 697) zwisdien gewerblichem 
Güternahverkehr und gewerblichem Güterfern- 
verkehr. Hierbei ist gewerblicher Güternahver- 
kehr jede Beförderung von Gütern mit einem 
Kraftfahrzeug für andere innerhalb eines Um- 
kreises von 50 km, geredinet in der Luftlinie 
vom Mittelpunkt des Standorts des Kraftfahr- 
zeuges aus (Nahzone). Gewerblicher Güterfern- 
verkehr ist jede Beförderung von Gütern mit 
einem Kraftfahrzeug für andere über die Gren- 
zen der Nahzone hinaus oder außerhalb dieser 
Grenzen, 

2. Diese Unterscheidung zwischen gewerblidiem 
Güternahverkehr und gewerblidiem Güterfern- 
verkehr ist eines der wichtigsten Elemente der 
zum Wohle der Allgemeinheit geschaffenen Ver- 
kehrsordnung in der Bundesrepublik. 

Aus Gründen der Koordinierung, insbesondere 
um die gemeinwirtsdiaftliche Verkehrsbedienung 
der Deutsdien Bundesbahn zu schützen, wurde 
der gewerbliche Güterfernverkehr beschränkt 
und mit gewissen Verpfliditungen belastet. Die 
wichtigste Beschränkung besteht in der Fest- 
setzung einer Höchstzahl der für den gewerbli- 
chen Güterfernverkehr genehmigten Fahrzeuge 
unter Berücksichtigung des öffentlidien Verkehrs- 
bedürfnisses und der Verkehrssicherheit auf 
der Straße (Kontingentierung). Ferner ist der 
Güterfernverkehr an Festtarife gebunden, deren 
Einhaltung von der Bundesanstalt für den Gü- 
terfernverkehr überwacht wird. Schließlidi sind 


die Ferntransporte auf der Straße - ebenso wie 
auf der Schiene - mit einer Beförderungsteuer 
in Höhe von 7 v. H. vom Fraditentgelt bela- 
stet. Im Güternahverkehr ist dagegen die Zahl 
der Fahrzeuge nicht beschränkt. Der hier gelten- 
de Tarif läßt im Rahmen von Höchst- und Min- 
destsätzen Raum für freie Vereinbarungen des 
Frachtentgelts. Die Beförderungsleistungen un- 
terliegen nur der allgemeinen Umsatzsteuer 4 v. H. 

Allein dieser verkehrspolitisch so bedeutsamen 
Untersdieidung zwischen gewerblidiem Güter- 
nahverkehr und gewerblidiem Güterfernverkehr 
dient die Nahzoneneinteilung, nicht aber dem 
Ziele, jedem Unternehmer ein wirtsdiaftlidi 
gleichwertiges Betätigungsfeld im Nahverkehr 
zu gewährleisten. 

3. Diese Nahzoneneinteilung hat allerdings audi 
Auswirkungen auf den nicht gewerblichen Gü- 
terkraftverkehr, den sog. Werkverkehr. Von Werk- 
verkehr spricht man, wenn Betriebe der Indu- 
strie, des Handels usw. eigene Güter mit eige- 
nen Fahrzeugen befördern. Für den Werkver- 
kehr ist die Unterscheidung zwischen Nah- und 
Fernverkehr im wesentlidien nur von steuerli- 
cher Bedeutung. Der Werkfernverkehr unterliegt 
einer erhöhten Beförderungsteuer gemäß § 11 
des Beförderungsteuergesetzes vom 13, Juni 
1955 (BGBl. I S. 366) in den Fassungen vom 
30. Juni 1958 (BGBl. I S. 421) und vom 30. Juni 
1959 (BGBl. I S. 339.398). ’) 

III. 

Der Bundesminister für Verkehr hat im Benehmen 
mit den beteiligten Bundesressorts geprüft, ob und 
wie in wirtschaf tlidi sdiwachen und verkehrsmäßig 
ungünstig gelegenen Gebieten Sonderregelungen 
für den Güternahverkehr getroffen werden können. 
Die Frage ist auch mit den obersten Verkehrsbe- 
hörden der Länder und den Spitzenverbänden der 
gewerblidien Wirtschaft sowie den Fachorganisa- 
tionen des Verkehrsgewerbes und der Hauptver- 
waltung der Deutschen Bundesbahn eingehend er- 
örtert worden. Die Länderverkehrsminister sind 
der Auffassung, daß die Frage einer Erweiterung 
der Abgrenzung des Güternahverkehrs nicht mehr 
aufgerollt werden sollte? sie schlagen vielmehr 
vor, es bei der jetzigen Regelung ini Güterkraft- 
verkehrsgesetz zu belassen. Von den übrigen be- 
fragten Stellen hat ein Teil audi Erweiterungen 
der Nahzone des Güterkraftverkehrsgesetzes, ein 
anderer größerer Teil finanzielle Hilfen und steuer- 
liche Erleichterungen angeregt. 
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U Wegen der Begründung der Werkfernverkehrsteuer 
vgl. Bundestag-Drucksache 281 vom 14. Marz 1958 
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1. Eine Erweiterung der Nahzone kann aus fol- 
genden Gründen nicht befürwortet werden: 

a) Das Güterkraftverkehrsgesetz grenzt den 
Güterfernverkehr vom Güternahverkehr — wie 
oben dargelegt — aus verkehrspolitischen 
Gründen ab. 

b) Jede Erweiterung der Nahverkehrszone führt 
zu Ausfällen bei den Frachteinnahmen der im 
Wettbewerb stehenden Güterfernverkehrsun- 
ternehmer und der Deutschen Bundesbahn. 

c) Eine Einzelregelung im Gesetz . (Beschreibung 
jeder einzelnen Nahzonenerweiterung) würde 
sehr schwierig sein. Eine Ermächtigung des 
Bundesministers für Verkehr zur Erweiterung 
der Nahzone in einzelnen Fällen würde auf 
eine Lösung hinauslaufen, die vom Deutschen 
Bundestag bei der Beratung der Novelle von 
1957 wegen unüberwindlicher praktisdier 
Sdiwierigkeiten als unzweckmäßig verworfen 
worden ist. Alle nicht globalen, sondern „ge- 
zielten" Nahzonenerweiterungen würden im 
übrigen hinsiditlich ihrer Überwachung einen 
unvertretbaren Verwaltungsaufwand erfordern. 

d) Schließlidi konnte nicht festgestellt werden, daß 
die Lage des einzelnen gewerblichen Güternah- 
verkehrsunternehmers in wirtschaftlich sdiwa- 
dien und verkehrsmäßig ungünstig gelegenen 
Gebieten durdiweg sdilediter ist als ander- 
wärts. Dem geringeren Verkehrsaufkommen 
entspridit ein kleinerer Unternehmerbestand. 
Die Erfahrung zeigt, daß in wirtschaftlich und 
verkehrsmäßig interessanten Gebieten eine ent- 
sprediend große Zahl von Güternahverkehrs- 
unternehmern ansässig ist und in lebhaftem 
Wettbewerb steht. 


Im übrigen hat sich auch die Spitzenorgani- 
sation des Verkehrsgewerbes, deren Mitglieder 
nahezu ausschließlich dem gewerblichen Mittel- 
stand angehören, gegen jede Form der Nah- 
zonenerweiterung ausgesprochen. Zutreffend 
hat sie darauf hingewiesen, daß die Erweite- 
rung einer Nahzone in einem verkehrsfernen 
Gebiet auf Kosten derjenigen Unternehmer 
des gewerblidien Güternahverkehrs erfolgen 
würde, deren Nahzonen an die erweiterte 
Nahzone ansdiließen, sowie auf Kosten von 
Güterfernverkehrsunternehmern. Im übrigen 
vertritt sie die Auffassung, daß etwaige Hilfs- 
maßnahmen auf die gewerblidien Betriebe des 
Güternahverkehrs beschränkt sein sollten, weil 
der Werkverkehr als Nebenzweig eines wirt- 
sdiaftlichen Produktions- oder Handelsbetriebes 
keiner Förderung bedürfe. 

2. Vorsdiläge, finanzielle Sonderregelungen für den 
Güternahverkehr in wirtschaftlidi schwadien und 
verkehrsmäßig ungünstig gelegenen Gebieten zu 
schaffen, beziehen sich vor allem auf die Beför- 


derungsteuer im Werkfernverkehr. Es ist ange- 
regt worden, diesen Gebieten eine ähnliche 
Steuerpräferenz zu gewähren, wie sie gemäß § 11 
Abs. 2 des Beförderungsteuergesetzes vom 
13. Juni 1955 Westberlin sowie den Zonenrand- 
und Fradithilfegebieten zugebilligt worden ist. 
Abgesehen von der Schwierigkeit, objektive und 
für die Steuerpraxis brauchbare Kriterien für 
eine Abgrenzung der „ wirtsdiaftlich schwadien" 
und „verkehrsmäßig ungünstig gelegenen" Ge- 
biete zu finden, könnte eine soldie Maßnahme 
die Vergünstigungen für die in § 1 1 Abs. 2 des 
Beförderungsteuergesetzes aufgeführten Not- 
standsgebiete in ihrem Wert herabsetzen. Außer- 
dem würde sie, wie bereits erwähnt, zu einer 
Ausweitung des Werkfernverkehrs auf Kosten 
des mittelständischen gewerblichen Güterkraft- 
verkehrs gehen und audi die Wettbewerbslage 
der Deutschen Bundesbahn in den betreffenden 
Bezirken nicht unerheblidi beeinträditigen. Eine 
Änderung des Beförderungsteuergesetzes in die- 
ser Beziehung bedarf daher auch eingehender 
Überlegungen im Zusammenhang mit dein allge- 
meinen verkehrspolitisdicri Programm und ins- 
besondere mit den Maßnahmen zur Wiederher- 
stellung der Wirtschaftlidikeit der DB. Diese 
Überlegungen können keinesfalls abgeschlossen 
werden, bevor das Gutachten der Prüfungs- 
kommission für die DB vorliegt. 


IV. 

Der Interministerielle Ausschuß der Bundesregie- 
rung für Notstandsgebietsfragen (IMNOS), in dem 
fast sämtlidie Bundesressorts regelmäßig eng Zu- 
sammenarbeiten, hat nadi eingehender, vom Bun- 
desminister für Verkehr veranlaßter Erörterung 
der Entsdiließung des Deutsdien Bundestages vom 
22. April 1959 Sonderregelungen für den Güter- 
nahverkehr für unzweckmäßig erklärt. Dagegen 
hat er zur Beseitigung von Härten in Einzelfällen 
empfohlen, 

„den obersten Landesbehörden eine Weisung 
an die unteren Verkehrsbehörden nahezulegen, 
nach weldier bei Anträgen auf vorübergehende 
Verlegung der Standorte im Güternahverkehr 
und im Werknahverkehr gemäß § 6 Abs, 3 
GüKG diejenigen Kraftfahrzeuge bevorzugt zu 
berücksichtigen sind, deren Standorte verkehrs- 
mäßig besonders ungünstig liegen". 

Wenn audi solche Maßnahmen der Landesbehör- 
den ira ganzen nur eine begrenzte Wirkung ha- 
ben werden, so können sie doch in Einzelfällen 
eine gewisse Hilfe bedeuten. Der Bundesminister 
für Verkehr hat daher die vom IMNOS vorgeschla- 
gene Empfehlung an die für den Verkehr zustän- 
digen obersten Landesbehörden befürwortend wei- 
tergeleitet und sie gebeten, ihn über die Erfah- 
rungen zu gegebener Zeit zu unterrichten. 
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